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Deutſchland. 
i Berlin, 13. November. Der Handelsmi⸗ 
niſter hat unterm 5. d. eine Verfügung zur Aus⸗ 
führung des 8 139 der Gewerbeordnung erlaſſen. 
Dieſer Paragraph gehörte zu dem Theile des Ge⸗ 
ſetzes, welcher durch das Geſetz vom 17. Juli 1878 
eine neue Geſtalt gewonnen hat. Der jetzige 8 135 
beſtimmt, daß Kinder unter 12 Jahren in Fabriken 
überhaupt nicht beſchäftigt werden dürfen, daß die 
Beſchäftigung von Kindern unter 14 Jahren die 
Dauer von 6 Stunden täglich nicht überſchreiten 
darf, daß Kinder, welche zum Beſuch der Volks⸗ 
ſchule verpflichtet ſind, in Fabriken nur dann be⸗ 
ſchäftigt werden dürfen, wenn ſie einen regelmäßigen 
Unterricht von mindeſtens drei Stunden täglich in 
der Volksſchule oder in einer vom Staate geneh⸗ 
miglen Schule genießen, daß junge Leute zwiſchen 
14 und 16 Jahren höchſtens 10 Stunden täglich 
und daß Wöchnerinnen während drei Wochen nach 
ihrer Niederkunft nicht beſchäftigt werden dürfen. 
Der jetzige $ 139, 139 und 1390p beſtimmt eine 
Anzahl von Ausnahmen des § 135, auf welche ſich 
die Verſügung des Handelsminiſters bezieht. 

Die kommiſſariſchen Verhandlungen über das 
Kommunalſteuergeſetz haben innerhalb der Minifte- 
rien zu einer vollen Verſtändigung geführt und die 
Einbringung des Entwurfes beim nächſten Landtage 
erſcheint geſichert. Seitens des Miniſters des Ju⸗ 
nern wird auch der lange in Ausſicht genommene 
Geſetzentwurf über die ſächſiſchen Domſtifter einge⸗ 
bracht werden. 

Das „Frankfurter Journal“ bringt Mitthei⸗ 
lungen über die Art und Weiſe der mit Rom i 
Gange befindlichen Verhandlungen, wonach dieſelben 
zwiſchen dem Botſchafter von Keudell und dem Kar⸗ 
dinal Nina geführt werden, auf Grund genau feſt⸗ 
geſtellter Inſtruktion u. ſ. w. Die Notiz iſt nicht, 
wie verſchiedene Blätter bei der Wiedergabe be⸗ 
haupten, ofſtziös, denn fie iſt unrichtig. 

Die veränderte Geſchäftsvertheilung in den 
preußiſchen Miniſterien wird dem Landtag nicht blos 
bet Gelegenheit des Staatshaushalts beſchäftigen, 
ſondern wird mit Rückſicht auf die dadurch herbei⸗ 
geführten Aenderungen der beſtimmten Miniſterien 
in einzelnen Geſetzen beigelegten Kompetenz voraus 
ſichtlich auch den Gegenſtand einer beſonderen Ge⸗ 
ſetzvorlage bilden. 

Die „Voſſ. Ztg.“ ſpricht von einem erneu⸗ 
ten Urlaube des Fürſten Bismarck. Der Ausdruck 
iſt nicht anwendbar. Der Fürſt nimmt an den 
Geſchäften auch während ſeiner Abweſenheit Theil, 
ſoweit er es für nothwendig und erwünſcht hält. 
Die Leitung der laufenden Geſchäfte überläßt er 
auf Grund des im März d. J. ad hoc erlaſſenen 
Geſetzes den für ihn ernannten Stellvertretern auf 
den verſchiedenen Verwaltungsgebieten, alſo für den 
Vorſſtz im preußiſchen Staat miniſterium dem Vice⸗ 
Präſidenten deſſelben, Grafen Stolberg. Der letz⸗ 
tere kehrt heute aus Wernigerode zuruck und wird 
morgen einer Sitzung des Staats miniſtertums prä⸗ 
ſidiren, in der es ſich um Landtags⸗Angelegenheiten 
handeln wird. 

ie Reichs ⸗Beſchwerde ⸗Kommiſſion wird zu 
einer Plenarſitzung erſt am 25. d. Mts. zuſammen⸗ 
treten, da die Zeit bis dahin von den Referenten 
zur Vorbereitung der Verhandlungen gebraucht 
wird. f 
Am 20. d. Mts. finden im Kultus miniſte⸗ 
rium kommiſſariſche Berathungen über eine Reform 
der Verwaltung des Medizinalveſens ſtatt, nachdem 
das Verbleiben dieſes Verwaltungszweiges beim Kul- 
tusminiſterium außer Frage ſteht. 

Berlin, 13. November. 
ſchreibt: 

Glück hat dem Grafen Andraſſy in ſeiner 
Orientpolitik ſicher nicht gefehlt. Wenn es ſcheinen 
wollte, daß die wankelmüthige Göttin dem leitenden 
öſterreichiſchen Miniſter endlich den Rücken kehre, hat 
fie ſich regelmäßig mit ihrem freundlichſten Lächeln 
ihm zugewandt. Schweigſam und verſchloſſen ſah 
man den ungariſchen Grafen beim Empfange der 
Delegationen in der Ofener Burg — ober um jo 
gewichtiger und eingreifender hat Kaiſer Franz Jo⸗ 
ſeph geſprochen, der in allen Punkten, die man ſei⸗ 
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Peſter Parlamentes find erledigt, Bosnien iſt und 
bleibt in öſterreichiſcher Verwaltung, die Delegationen 
werden zweifellos die Mittel bewilligen. Die Preſſe 
regiſtrirt mehr oder weniger grollend die vollzogene 
Thatſache und erörtert die Auszeichnungen, weſche 
dem Grafen Andraſſy bevorſtehen. e 

Mit einer jo befeſtigten Stellung 
Grafen Andraſſy um ſo leichter fallen, die Verhand⸗ 
lungen zu führen, mit denen von ruſſiſcher Seite 
Graf Schuwaloff betraut iſt, deſſen Ankunft in Peſt 
heute gemeldet wird. Der Zweck dieſer Verhand⸗ 
lungen kann offenbar kein anderer ſein, als die Be⸗ 
feitigung der Hinderniſſe, welche der Ausführung des 
Berliner Friedens noch im Wege ſtehen. Die offi⸗ 
ziellen Kundgebungen, durch welche Rußland ſeinen 
Willen getreuer Vertragserfüllung den europäiſchen 
Mächten verſichert, erfolgen jedoch nicht nur in Peſt. 
Wie Telegramme aus Paris und London melden, 
haben die betreffenden Regierungen in dieſer Rich⸗ 
tung ſehr bündige Zuſagen erhalten; zweifellos ſind 
dieſelben Kundgebungen auch in Rom und vor 
Allem in Berlin erfolgt, von wo der diplomatiſche 
Anſtoß zu einer weiteren Verſtändigung der 
Mächte nach glaubwürdigen Mittheilungen über⸗ 
haupt ausgegangen iſt. Damit hat nun die Frle⸗ 
densmiſſton Deutſchlands einen neuen Erfolg zu ver⸗ 
zeichnen. 

Unſerm Erdtheil haben ſich ſo die Ausſichten 
friedlicher Entwickelung nach Außen hin weſentlich 
gemehrt. Wir warten ab, welche Folgen dieſe Ge- 
ſtaltung der Dinge nach Innen haben wird. Un⸗ 
ſere einheimiſchen Parteien ſind gerade in dieſem 
Augenblick in eigenthümlicher Schiebung. Wie auf 
die ſoztaldemokratiſche Partei die Geltung des So⸗ 
zialiſtengeſetzes wirken wird, iſt das Problem des 
Augenblickes; die Ultramontanen ſtehen trotz aller 
großen Worte, die von ihren Organen ausgehen, 
vor der Eventualität eines gründlichen Umſchlages 
ihrer geſammten Stellung, deren Schlüſſel nicht ſie 
halten. Daneben hat der von der Fortſchrittspartei 
zuſammenberufene Parteitag zum Auftreten von 
Strömungen geführt, die bis jetzt mehr zurückgetreten 
waren. Es hat ſich bereits bei Gelegenheit des So⸗ 
zialiſtengeſetzes die eigenthümliche Erſcheinung her⸗ 
ausgeſtellt, daß die Maſſe der Fortſchrittspartei im 
Ganzen und Großen weit mehr links ſteht als ihre 
Führer. Der von einzelnen Seiten, z. B. von 
Leipzig, Oldenburg und wenn wir die „Volkszeitung“ 
recht verſtehen, auch von ihr betonte Vorſchlag, den 
Namen „Fortſchrittspartei“ ganz fallen zu laſſen, 
den Namen „demokratiſche Partei“ anzunehmen, 
würde auch den äußeren Bruch mit den Traditionen 
einer liberalen Partet bedeuten. Sammelt ſich in 
der Sozialdemokratie die Partei des Haſſes, jo bil⸗ 
det die Fraktion der Gehäſſigkeiten einen unver⸗ 
kennbaren Bruchtheil innerhalb der Fortſchrittspartei. 
Daß übrigens auch ſonſt ein innerer Zwieſpalt 
durch jene Partei geht, iſt ſeit Langem offenbar 
und es könnte wohl eine Folge des Ssozialiſtenge⸗ 
ſetzes ſein, daß der „linke Flügel“, der noch außer⸗ 
halb des Parlamentes ſteht, einen mehr maßgebenden 
Einfluß gewänne. 

Unternehmen die bürgerlich radikalen Elemente 
in Deutſchland ſo einen neuen Feldzug, ſo kann die 
Kraftprobe, die ſie machen, nur mit Intereſſe von 
uns verfolgt werden. Wenn wir ſie auch bekämpfen, 
jo verſtehen wir ſie doch und müſſen in gewiſſen 
Grenzen ihre Berechtigung zugeben. Was die Par⸗ 
teien betrifft, welche auf dem Boden der gegebenen 
Zuſtände ihre Politik führen, ſo würde eine Klä⸗ 
rung der Dinge nach links ihnen keineswegs bedenk⸗ 
lich erſcheinen können. Die nationalliberale Parlet 
namentlich kann vor der Furcht, ihr Gleichgewicht 
zu verlieren, vollſtändig ſicher ſeinz ſie bedarf glück⸗ 
licher Weiſe keines neuen Programmes, denn ſte hat 
ihre Ziele in zahlreichen Thaten verkörpern helfen 
und dieſe ihre Geſchichte erſcheint ihr als ein dauer⸗ 
hafteres Fundament, wie alle papiernen Grundlagen 
und Programme. Möge nur mit dem ſich anſchei⸗ 
nend täglich mehr befeſtigenden Frieden auch das 
Vertrauen zu demſelben ſich befeſtigen, ſo werden un⸗ 
ſere inneren Verhältniſſe für den Aufſ hwung unſerer 
— dieſer wirth⸗ 


Die Redeſtürme des kroatiſchen, des Wiener und fultah, iR 
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laſſenn Reichs juſtizgeſetze, ſowie der eingehenden 
f ei Begundung der einzelnen Veſtimmungen allſeitig 
wird es dem 
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eilung 


dem Umſtande zuzuſchreiben, daß dem 
ntwirfe und deſſen M tiven ſowohl betreffs der 
praktſchen Berückſichtigung der verſchiedenartigſten 
Pfawbrief⸗Inſtitute als hinſichtlich der juriſtiſchen 


Konſtuktion und der Einordnung in die ſchon er⸗ 


beginnt, wird von vorn herein durch die unerläß 
liche Rückſicht auf die für Februar in Ausſicht zu 
nehmende Reichstagsſeſſton beengt ſein, um ſo mehr, 
als der Reichstag ſich mit der Löſeng bedeutſamer 
wirthſchaftlicher und gewerblicher Fragen zu beſchäf⸗ 
tigen haben wird, deren Dringlichkeit durch die 
neueſten Entwickelungen auf dem ſozialen Gebiete 
noch erhöht worden iſt. N X 

Die Landtagsſeſſion wird daher nothwendiger 
Weiſe auf die Erledigung der unabweislichen Ar⸗ 
beiten zu beſchränken ſein. 

Unter dieſen ſteht in erſter Linie die Feſtſtel⸗ 
lung des Staatshaushalt etats, welche diesmal in⸗ 
ſofern eingehende Erörterungen veranlaſſen wird, 
als zum erſten Male ſeit zehn Jahren die regelmä⸗ 
ßigen Einnahmen nicht hinreichen, um den Bedarf 
an nothwendigen Ausgaben zu decken. 

In der zuverſichtlichen Erwartung, daß es bald 
gelingen werde, die Mittel zu dauernder Abhülfe 
dieſes Mißverhältniſſes auf dem Boden der Reichs⸗ 
geſetzgebung zu ſichern, hat die Regierung zur Re⸗ 
gelung des nächſten Etats allerdings den Weg ein⸗ 
maliger außerordentlicher Deckung in Ausſicht ge⸗ 
nommen. Immerhin aber wird die Erörterung des 
Budgets einen bedeutenden Theil der für die Seſ⸗ 
ſion beſtimmten Zeit in Anſpruch nehmen. 

Vornehmlich im Zuſammenhange mit dem 
Staatshaus halte wird auch die bereits am Schluſſe 
der vorigen Seſſion angeregte Frage einer veränder⸗ 
ten Eintheilung einzelner Miniſterien von Neuem zur 
Erörterung gelangen. 

Nächſt dem Etat ſteht an Dringlichkeit allen 
anderen Arbeiten voran eine Reihe von Geſetzen, 
welche zur Ausführung der im nächſten Jahre in 
Kraft tretenden deutſchen Gerichtsverfaſſung unbe⸗ 
dingt nothwendig ſind. Der Schwerpunkt der Be⸗ 
rathung wird bei denſelben wohl zumeiſt in der 
Kommiſſion liegen, doch werden ſie vermöge ihrer 
großen Anzahl auch für die Arbeiten im Haufe jelbft 
ins Gewicht fallen. 

Wenn die Regierung bei dieſem Stande der 
Dinge ſich von vorn herein beſcheiden muß, dem 
Landtage nicht weitere Vorlagen zu unterbreiten, 
deren Erledigung umfaſſendere Berathungen erfor⸗ 
dern würde, — ſo werden, abgeſehen von einigen 
Entwürfen von dringender praktiſcher Bedeutung für 
die Landeskultur, Ausnahmen in jener Beziehung 
nur zu Gunſten gewiſſer Vorlagen gemacht werden, 
in Bezug auf welche die Vereinbarung durch frühere 
Berathungen weſentlich vorbereitet erſcheint, darunter 
namentlich das wichtige und dringende Kommunal- 
ſteuergeſetz. 

Auch bei der angedeuteten Beſchränkung wird 
die vollſtändige Löſung der in Ausſicht ſtehenden Auf⸗ 
gaben innerhalb der gegebenen Zeit nur bei einem 
ernſten und vertrauens vollen Zuſammenwirken aller 
betheiligten Kräfte gelingen können. 

— Die „Prov.⸗Korr.“ kömmt heute in län⸗ 
gerer Ausführung auf die Centrumsfraktion zurück 
und hält ſich fortwährend zu der Hoffnung berech⸗ 
tigt, „daß auch die katholiſche Bevölkerung, ſoweit 
es ihr eben ernſtlich um die Wahrung des kirchlichen 
Friedens zu thun iſt ſich den vertrauensvollen Stim⸗ 
mungen und Beſtrebungen des Papſtes mit freudiger 
Zuverſicht anſchließen werde.“ 

— Das Ergebniß der Enquete des deutſchen 
Handelstages über den Einfluß der Gefängnißarbeit 
auf den freien Gewerbebetrieb iſt, wie wir kürzlich 
mitgetheilt haben, einſchließlich des geſammelten Ma⸗ 
terials veroffentlicht worden. Hervorzuheben 
daraus zunächſt, daß die mit der Enquete betraute 
Kommiſſion die Nothwendigkeit der Beibehaltung 
einer Beſchäftigung der Strafgefangenen mit ge⸗ 
werblichen Arbeiten übereinſtimmend anerkannt hat. 
Einmal iſt für ihre ſittliche Erziehung, Geſundheit 
und disziplinariſche Behandlung eine regelmäßige 
Beſchäftigung unentbehrlich, und dann kann auch 
der Staat im finanziellen Intereſſe auf eine Ber⸗ 
werthung der Arbeitskräfte nicht verzichten, jullen 
die ohnedies immer höher anſchwellenden Unterhal⸗ 
tungskoſten der Gefängniſſe nicht noch weiter ge⸗ 
fteiger: werden. 


Anexennung zu Theil wurde. Auf Grund deſſen 
blieb das Syſtem des Entwurfes gegen alle Ein- 
wenzungen bewahrt und wurde unverändert beibe⸗ 
halten, obgleich eine eingehende Diskuſſion unter 
lebhafter Betheiligung aller Mitglieder der Kommiſ⸗ 
ſion ſtattfand. 

Als weſentlichſte Eigenſchaft wurde vom Vor⸗ 
fisenden hervorgehoben, daß ſie ſich ſtreng auf dem 
Geblete der juriſtiſchen Aufgabe halte und die wirth- 
ſchaſtliche Seite der Frage unberührt laſſe. Ju⸗ 
deſſen begnügt fi der Entwurf nicht mit der blos 
formellen Wahrung der Rechte der Pfandbriefgläu⸗ 
biget, ſondern weiß denſelben auch materiell Rech⸗ 
nung zu tragen. Zunächſt wird den Hypotheken ⸗ 
Banlen aufgegeben, das Vorhandenſein von Hypo⸗ 
thefen zu konſtatiren. Selbſtverſtändlich kann es 
nicht Aufgabe der Geſetzgebung ſein, in eine Unter⸗ 
ſuchung des Werthes der letzteren einzugehen. Fer⸗ 
ner dürfen nicht mehr Pfandbriefe ausgegeben wer⸗ 
den, als ſolche durch Pfanddarlehen gedeckt find, 
Trotz dieſer Wabrung der eigentlichen Aufgabe des 
Geſetzes: der rechtlichen Sicherung der P andbrief- 
Inhaber, iſt der Entwurf auch von Wohlwollen ge⸗ 
gen die Hypotheken⸗Banken getragen. 

Die von Seiten der Kommiſſion eingegange⸗ 
nen Anträge beſchränken ſich infolge des einſtimmi⸗ 
gen Ein verſtändniſſes mit dem ganzen Plane der 
Vorlage im Weſentlichen auf die Präziſion einzelner 
Zeſtimmungen. Das Aufſichtsrecht des Staates 
über die einſchlägigen Inſtitute bleibt vorbehalten 
und bezüglich Preußens kommt eventuell die Ver⸗ 
fügung zur Geltung, daß Inhaberpapiere nicht ohne 
ſtaatliche Genehmigung zur Ausgabe gelangen dür⸗ 
en. Alle übrigen den Pfandbriefgläubigern zu ge⸗ 
währenden Garantien bleiben den Banken überlaſſen. 
Keine Ba k iſt jedoch gezwungen, ſich den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes zu unterwerfen, es ſteht ihnen 
vielmehr frei, ohne Rückſicht auf daſſelbe in dem 
früheren Verhältniſſe zu verbleiben. In ihrem eige 
nen Intereſſe wird es aber wotzl keine ſolche ver- 
ſuchen, von dieſer Freiheit Gebrauch zu machen. 
Außerhalb des Rahmens dieſes Geſetzes zeigt ſich 
noch die wirthſchaftliche Seite der Frage und es 
wäre eine beſondere Aufgabe, dieſelbe etwa durch 
eine Reform der Hypotheken⸗Banken zu löſen. Nach⸗ 
dem aber eine ſolche Reform bereits im Jahre 1868 
in Angriff genommen, durchberathen und für lun⸗ 
ausführbar erklärt wurde, dürfte ſie gegenwärtig auch 
nicht zugänglicher ſein. 

Als Referent fungirte in der Kommiſſion Geh. 
Regierungsrath Hagens, der Autor des Entwurfes, 
Die Herren Staatsſekretär Dr. Friedberg und 
Staatsminiſter Dr. Frledent al nahmen an allen 
Sitzungen thätigen Antheil. 

— Zur Frage der Verbindung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Dänemark ſchreibt man der „Nat.⸗Ztg.“ 
aus Roſtock: 

Der in verſchiedenen deutſchen und däniſchen 
Zeitungen mitgetheilten Nachricht gegenüber, als ob 
die Verhandlungen über eine Verbindung mit Ko⸗ 
penhagen über Roſtock Nykjöbing daran geſcheitert 
ſeien, daß von deutſcher Seite keine Neigung vor⸗ 
handen geweſen ſei, für den Bau einer Eiſenbahn 
zwiſchen Roſtock und Warnemünde Opfer zu brin⸗ 
gen, kann auf das Beſtimmteſte verſichert werden, 
daß von einem Scheitern der Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Dänemark über einen Poſt⸗ 
vertrag auf der kürzeſten Verbindungslinie Roſtock⸗ 
Nykjöbing überhaupt nicht die Rede ſein kann und 
daß ſpeziell die zu erbauende Bahn Roſtock⸗Warne⸗ 
mü de derjenige Punkt der ganzen Angelegenheit ift, 
welcher die geringſten, richtiger geſagt, gar keine 
Schwierigkeiten macht. Sobald nur erſt der Ab- 
ſchluß eines Poſtvertrags über die in Rede ſtehende 
Linie erreicht ſein wird, werden für die Erbauung 
der Eiſenbahn zwiſchen Roſtock und Warnemünde, 
ſowie für die an letzterem Octe nöthigen Hafenan⸗ 


iſt 


Auf Grund ihrer Ermittelungen und Erwä⸗ . 
gungen hat die Kommiſſton folgende Geſichtspunkte 


Wurthſchaft kein Hinderniß bieten b 

ane Aufſchwung würde zu gleicher Zeit für lagen von betheiligter Seite die größten und erfolg⸗ 

uns das größte politiſche Heil. reichſten Anſtrengungen gemacht werden, um dieſelben 
— Innerhalb eines Zeitraumes von noch in unmittelbarem Anſchluß an den Vertrag zur 

daß in dem Augenblick, wo der Widerſtreit aller nicht ganz drei Tagen iſt der Entwurf beit. das Ausführung zu bringen. 

Elemente den höc ſten Grad erreicht zu haben ſchien, Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und ähnliche Schuld⸗ — Mit Bezug auf die bevorſtehende Land⸗ 

vor dem perſönlichen Eintreten des Monarchen ſich verſchreibungen von der deshalb einberufenen Kom⸗ tagsſeſſion ſchreibt die „Prov.⸗Korr.“: 

die Windsbraut wie mit einem Male gelegt hat. miſſton durchberathen worden. Dieſes günſtige Re⸗ Die neue Seſſion, welche am 19. November 


für weſentlich erachtet: 

1) Bei Beſchäftigung von Gefangenen iſt neben 
dem in erſter Linie ſtehenden Zwecke des Straf⸗ 
vollzugs weder dem Erwerbs⸗ noch dem fiskaliſchen 
Standpunkte ein überwiegender Einfluß zuzuerkennen. 
— Schon dadurch werden verſchiedene Beſchäftigungs⸗ 
arten, wie z. B. Cigarrenfabrifgtion, Goldleiſten⸗ 


nem Miniſter zum Vorwurf gemacht hat, gleichſam 
perſönlich vor ihn tritt. Es enthüllt einen eigenen 
Zug in dem öſterreichtſch⸗ungariſchen Staatsweſen, 


ee 


fabrikation, wegen der dabei naheliegenden Lockerung 
der Disziplin ſich mehr oder weniger von ſelbſt ver⸗ 
bieten; 


2) es empfiehlt ſich ferner eine möglichſte Viel⸗ 
in jeder einzelnen 


geſtaltigkeit der Betriebszweige 
Anſtalt; 


Bedarfsartikeln für öffentliche Zwecke den Gefan⸗ 
genenanſtalten zuzuweiſen. Dahin zählen beiſpiels⸗ 


weiſe Lieferungen für Verkehrsanſtalten, Gerichts ⸗ 


und Verwaltungsbehörden, Militair ꝛc.; 


4) fern er iſt anzuſtreben die Schaffung von 
ſelbſtſtändigen Strafanſtaltskollegien, in welchen neben 
dem Juristen, dem Verwaltungs- und Finanzbeamten, 
dem Arzte und dem Geiſtlichen auch den Vertretern 
von Händel und Gewerbe Sitz und Stimme, etwa 


nach dem Vorbilde Würtembergs, eingeräumt wird ; 
endlich iſt: 

5). die Herausgabe periodiſcher eingehender 
Veröffentlichungen über Art und Umfang der Be⸗ 
ſchäftigung von Gefangenen unter Anbahnung ein⸗ 
heitlicher Grundlagen über die Prinzipien dieſer 
Veröffentlichungen in den verſchiedenen Bundesſtaaten 
geboten: 

Das Intereſſe des Handelstages an der Re⸗ 


gelung der Gefängnißarbeit läuft im Weſentlichen 


darauf hinaus, die ſeit Jahren vielfach erhobenen 
Beſchwerden aus induſtriellen Kreiſen über die 


ungeſunde Konkurrenz, welche der freien Arbeit 


durch die Ueberlaſſung der Gefangenen Arbeit 
an einzelne Unternehmer bereitet wird, abzu⸗ 
helfen. Daß derartige Beſchwerden an ſich be⸗ 
rechtigt find, kann einem Zweifel nicht unter⸗ 
liegen. Ob aber die Uebelſtände ſo erheblich und ſo 
verbreitet find, als es nach den vielfachen Klagen 
den Anſchein hat, das bleibt auch nach der En⸗ 
quete des Handelstages noch eine offene Frage. 
Man darf nich: vergeſſen, daß überhaupt nur ein 
mäßiger Theil der Strafgefangenen für induſtrielle 
Arbeiten verwendbar iſt. Wenn nun auch die Ver⸗ 
gütung, welche der Unternehmer für dieſe Arbeits 
kräfte zahlr, erheblich geringer iſt, als der niedrigſte 
Lohn für freie Arbeiter, jo fällt dagegen in's Ge⸗ 
wicht, daß die Leiſtungen jener durchſchnittlich ſehr 
weit hinter denen freier Arbetter zurückſtehen. Daß 
eine Ausgleichung dieſer beiden Momente überall 
ſtattfände, wollen wir nicht behaupten; es giebt Fa⸗ 
brikationszweige, in denen durch Verwendung der 
Arbeitskräfte von Strafgefangenen Fabrikate zu einem 
ſo niedrigen Preiſe hergeſtellt werden, daß die Kon⸗ 
kurrenz der Erzeugniſſe freier Arbeit geradezu aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Wenn man bel der Forderung einer 
Beſchränkung der Gefängnißarbeit bei ſolchen Fällen 
ſtehen bleibt, jo wird ſich die Abhülfe, ohne Gefahr 
nach anderer Seite zu ſchädigen, erreichen laſſen. 
Anders wenn die geforderten Beſchränkungen allge⸗ 
mein durchgeführt werden ſollen. Dann wird den 
Verwaltungen der Strafanſtalten die Möglichkeit 
genommen, die arbeitsfaͤhigen Strafgefangenen eine 
Beſchäftigung erlernen und ausüben zu laſſen, 
durch deren Fortſetzung ſie nach wiedererlangter 
Freiheit aus eigenen Kräften ihren Unterhalt zu 
erwerben im Stande find. Ein großer Bauchtheil 
der entlaſſenen Strafgefangenen wiro lediglich deshalb 
rückfäll'g, weil dieſe Möglichkeit für de nicht beſteht. 
Deshalb iſt dem Intereſſe, welches der Handelstag 
vertritt, als ein gleichwerthiges dasjenige gegenüber⸗ 
zuſtellen, welches die ganze Geſellſchaft an der Zu⸗ 
rückführung des Verbrechers in den Kteis der ehr⸗ 
lichen Arbeiter hat. Es wird darauf ankommen, 
beide Intereſſen, ſo weit möglich, auszugleichen. 


Ausland. 


Wien, 12. November. Graf Schuwaloff iſt 
noch im Laufe des geſtrigen Abends in Begleitung 
des Botſchaftsſekretärs Totiſcheff nach Peſt abgereiſt, 
und hatte ſchon heute Vormittag laut guten Mel⸗ 
dungen aus der ungartſchen Hauptſtadt mit dem 
Grafen Andraſſy eine längere Unterredung. Der 
Vertrauensmann des Czaren ſoll in Livadia den 
Auftrag erhalten haben, dem öſterreichiſchen Hofe 
und der öſterreichiſchen Regierung die' beruhigendſten 
Erklärungen über die Abſichten Rußlands zu geben. 
Das „Fremdenblatt“ hört, die Eröffnungen, welche 


Graf Schuwaloff machen werde, ſeien der beſten 


Aufnahme ſicher. Die Antwort auf dieſelben dürfte 
im Einklange mit der kaiſerlichen Rede an die De⸗ 
legationen ſtehen, welche bekanntlich als das Pro- 
gramm des Monarchen das unbedingte Feſthalten 
an dem Berliner Vertrage proklamirte. Eine andere, 


gewöhnlich auch gut unterrichtete Quelle berichtet 


aus Peſt: 
Die bevorſtehende Ankunft des Grafen Schu⸗ 
waloff iſt die Folge der neuen Dispoſitionen, welche 
in Livadia getroffen wurden. Die öſterreichiſch⸗un⸗ 
gariſche Regierung erwartet von dem ruſſiſchen Di⸗ 
plomaten die beruhigendſten Zuſicherungen bezüglich 
des Berliner Vertrages und erklärt, Daß. fie nie⸗ 
mals an den Abſichten des Czars in dieſer Be⸗ 
ziehung gezweifelt habe. Die öſterreichiſch⸗ungariſche 
Regierung iſt nämlich der Ueberzeugung, daß man 
ſich täuſchte, wenn man angenommen habe, daß 
Rußland in Macedonien die Hand im Spiele habe, 
da ja Rußland unmöglich die Vortheile, welche es 
durch den Berliner Frieden errungen habe, auf ſolche 
Art in Frage ſtellen konnte. 
daß das engliſche Kabinet dieſelben Zuſicherungen 
von Livadia erhalten habe. Alle dieſe Nachrichten 
zuſammengenommen hätten auch den Kaiſer Franz 
Joſeph veranlaßt, ſich am Sonntag in feiner An- 
ſprache an die Delegationen ſo eniſchieden für die 
Ausführung des Berliner Friedensvertrages auszu⸗ 
ſprechen. 

Graf Schuwaloff wurde auch bereits, nebenbei 
bemerkt, zur kalſerlichen Hoftafel geladen. 
a Paris, 12. November. Weitere Nachrichten 
über die Revolte in der Militärſchule von La Fleche 


x laſſen eckennen, daß jene ernſt geweſen if. So 


3) es erſcheint zweckmäßig, die Herſtellung von, 


Aufſatz if, nach einem Erkenntniß des Ober⸗Tribu⸗ 


Man verſichert ferner, 
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wird gemeldet, daß elf Zöglinge ſich Imdoipital|ven oberen Klaſſen und mit ter Berechtigung zum] ſtern eine Antwort Lord Salisbury’s hier eingegan⸗ 
befinden, während ſiebzehn ausgeſtoßen wien und Studium der neueren Sprachen und Zulaſſung des gen ſein. 
zwanzig verhaftet ſind. Studiums in allen techniſchen und landwirthſchaft⸗ Telegraphiſche Depeſchen. 

Sämmiliche fremden Offiziere, welche In letz⸗ lichen Hochſchulen; 3) Höhere Gewerbe⸗ Magdeburg, 13. November. Die „Magde⸗ 
ten Manövern beigewohnt haben, erhelte Orden ſchulen oder Realſchulen 1. Ordnung ohne latei⸗ burgiſche Zeitung“ veröffentlicht eine Erklärung des 
der Ehrenlegion. Von deutſchen Offizter erhielt! niſchen Unterricht, mit der Studienberechtigung der Kontreadmirals a. D. Werner aus Wiesbaden, laut 
General von Loe das Großoffizterkreuz, die berſt⸗] Realſchulen, ausgenommen das Studium neuerer welcher er nur für Brockhaus' Konverſationslexikon 
Lieutenants und Flügel⸗Adiutanten von Biſſo und Sprachen. a den die Marine betreffenden Artikel verfaßt hat 
von Winterfeld das Dffizierfreug, die Hchptleute — Der hieſige Magiſtrats - Hülfs ⸗Kalkulatorſ und außerdem in ſeiner amtlichen Stellung der 
von Gentzkow, von der Goltz und der i nant Straßburg, welcher ſeit ca. 14 Tagen wegen „Kieler Zeitung“ offizielle Marinenachrichten hat zu⸗ 
Erbprinz von Hohenlohe das Ritterkre nn I berübter Unterſchlagungen flüchtig war, iſt durch die gehen laſſen. RT 

Der Großherzog von Weimar ifl um bend] Kriminal- Polizei geftern in einem hieſigen Hotel ver⸗ Wiesbaden, 13. November. Der Kalſer nahm 
Schloß Erx zurückgekehrt ibaf et und zur Cuſtodie eingeliefert. Gelder von geſtern mit der Familie des Landgrafen von Heſſen 
Geil der am 15. d. im franzzſiſcht Se- Belang wurden bei Straßburg nicht vorgefunden. das Diner ein und beſuchte Abends das Hoftheater, 
nat bevorstehenden Wahl von 3 unabjepharet Mi — Der zum Bürgermeister von Gollnow ge- wo der Geigenvirtuoſe Dengremont auftrat. Heute 
gliedern werden Die Fonftitutionellen Sengtoret allem | wählte Bürgermeiſter Kleſeler zu Damm iſt von Mittag 12 ½ Uhr begab ſich der Kaiſer in offenem 
Anſcheine nach mit den Paxteigruppen der echten der Königl. Regierung beſtätigt worden. Wagen nach dem Bahnhof, um die Kaiſerin abzu⸗ 

— Geſtohlen wurden am 11. d. Mis. der holen, die zu einem Beſuche von Koblenz her⸗ 


ſtimmen, bögleich die von den republikaiſchen 
Frakttonen aufgeſtellten Kandidaten, wie der „Mo- Frau des Kaufmanns Möke in der Schulzenſtr. aus übergekommen war. In den letzten Tagen war 
niteur zugeſtaht, „nicht als Gegner der konſrvsti⸗ ihrer Paletottaſche ein Portemonnaie mit Inhalt, der Katſer durch das regneriſche Wetter an größeren 
den Partei oder der Eonjervativen Prinzipien ange⸗ in der Nacht vom 11.—12. d. M. dem NReftau- Spazierfahrten ver hindert, heute iſt der erſte ſonnen⸗ 
ſehen werden könnten.“ Der „Moniteur“ Weber, tak Wolff, Birkenallee Nr. 5, ein Hahn, vier helle Tag. 5 5 
vor, daß die Aufſtellung jo gemäßigter Kanddaten Hühner und eine Gans im Geſammtwerthe von 25 Wiesbaden, 13. November. Die Kaiſerin 
von Seiten der Linken als ein Entgegenkinmen Mark. i und der König von Würtemberg machten heute Nach⸗ 
gegenüber der konſtitutionellen Gruppe aufefaßt — Seit Montag, den 10. d. M., wird der] mittag eine Spazlerfahrt und ſtatteten der landgräf⸗ 
werden könnte, wenn nicht zwiſchen dem Venalten | Malergehülfe Jeſeph Melcher, znletzt Scharn⸗ lich heſſiſchen Familie einen Beſuch ab. Nach dem 
der Republikaner im Senate und in den Doarte- horſtſtraße Nr. 2 wohnhaft, vermißt; da derſelbe ein Diner begab ſich Ihre Majeſtät nach Koblenz zurück. 
ments ein weſentlicher Unterſchied beſtände. I den ordentlicher Menſch iR, wird angenommen, daß ihm] Der König von Würtemberg reiſte um 1/8 Uhr 
letzteren würden nämlich die konſtitutionellen Ran- ein Unglück paſſirt ft. 5 nach Stuttgart ab. A 
didaten im Hinblick auf die am 5. Januar 879 Ueckermünde, 12. November. In der geſtri⸗ Wien, 13. November. Die „Pol. Correſp.“ 
bevorſtehenden Erneuerungswahlen auf's Enſchie⸗ gen Stadtverordneten⸗Situng wurde beſchloſſen, zum veröffentlicht folgende Meldungen: 
denſte bekämpft. „Unter dieſen Bedingungen", Bau einer normalſpurigen Sekundärbahn von hier Aus Konſtantinopel von heute: Von Seiten 
ſchließt die anſcheinend von der konſtitutioiellen] nach Jatznick⸗Bahnhof ſeitens der Stadt 50,000] der Pforte wird ein neues Rundſchreiben vorbereitet, 
Parteigruppe ausgehende Note, „ſteht zu befürhten, Mark zum Aktienkapital beizutragen, den in der in welchem auf die Schwierigkeiten hingewieſen wer⸗ 
daß dieſelbe Bewegung, diefelben Feindſeligkiten, Stadtfeldmark erforderlichen Grund und Boden, ſo⸗ den ſoll, welche die ruſſiſchen Behörden der Heimkehr 
welche in den Departements ſtattfinden, ſich im Se- weit er Kümmerei-Eigentbum iſt, unentgeltlich her⸗[der muhamepaniſchen Flüchtlinge angeblich in den 
nate wiederholen, und daß in Folge deſſen dieſilben zugeben und zum Erwerbe des den Privaten ꝛc. ge- Weg legen. Um dieſem Verfahren der Ruſſen zu 
Bündniſſe den Konſtituttonellen auferlegt weiden. hörigen Terrains der Feldmark die Bauverwaltun begegnen, das, nach der Anſicht der Pforte, auf 
Dies wird uns durch die Abſtimmung des 15. ſchadlos zu ſtellen. In Rückſicht auf den letzteren Verdrängung des muhamedaniſchen Elementes aus 
November offenbar werden. Wenn aber die Kon- Punkt, welcher der Stadt ein Opfer von 8. bis Rumelien abzielt, wird die Pforte in Ueberein⸗ 
ſtitutionellen diesmal noch mit der Rechten ſtimmten, 10,000 Mark auferlegen dürfte, iſt von der Her- ſtimmung mit einem hierauf bezüglichen Be⸗ 
jo würde das Verſchulden dem Verhalten der Hey. gabe eines Baarbetrages à fond perdu abgeſehen, ſchluſſe der internationalen Kommiſſion zu Philip⸗ 
ten zur Laſt fallen.“ gleichzettig auch die Bedingung ausgeſprochen, daß popel den Zuſammentritt der europäiſchen Mächte 
die anderen beim Bahnbau interejfirten Gemeinden, in Konſtantinopel zu einer Konferenz ad hoe bean⸗ 
ſowie der Forſtfiskus und die Eggeſiner Kirche den | tragen. 
Grund und Boden ebenfalls frei hergeben. Aus Petersburg von heute: In mit dem 
Greifswald, 13. November. In Anerkennung kaiſerlichen Hoflager in ſtetiger Fühlung befindlichen 
der Verdienſte, welche ſch Profeſſor Dr. Münter] Kreiſen glaubt man, daß Graf Schuwaloff bei ſeiner 
durch ſeine gemeinnützigen Beſtrebungen um die För⸗ Wiener Reiſe die Inſtruktion habe, gelegentlich in 
derung der Bienenzucht und namentlich durch feine einen Meinungsaustauſch mit den maßgebenden 
Bemühungen für das Zuſtandekommen und glän- Faktoren der öſterreichiſch⸗ungariſchen Politik zu tre⸗ 
zende Gelingen der XXIII. Wanderverfammlung | ten. Sollte ſich eine ſolche Gelegenheit bieten, jo 
deutſcher und öſterreichiſcher Bienenzüchter erworben ſet Graf Schuwaloff ermächtigt, die ernſten Absichten 
hat, iſt demſelben von dem Herrn Miniſter des Rußlands, den Berliner Vertrag in allen Theilen 
Kultus und der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten | durchzuführen, zu betonen, unter dem Hinweis auf 
die große goldene Medaille für landwirthſchaftliche diejenngen Momente der gegenwärtigen Situation auf 
Leiſtungen verliehen und durch den Rigierungs⸗Prä- der Balkanhalbinſel, welche die aufrichtigen Abſichten 
ſidenten Herrn Grafen Behr⸗Negendank mittelſt Hand-] Rußlands lähmend beeinfluſſen. In dieſer Be⸗ 
ſchreibens überſandt worden. — Auf dem heute ab- ziehung würde hervorzuheben ſein, daß Rußland ſei⸗ 
gehaltenen Termin zum Verkauf der Greifswalder nen auf die endgültige Durchführung des Berliner 
Dampfmahlmühle iſt kein Gebot abgegeben. Vertrages gerichteten Absichten nicht einen kräftigeren 
: Impuls geben könne, jo lange die Pforte den Be⸗ 
ſtimmungen des Berliner Vertrages bezüglich Mon⸗ 
tenegros und Griechenlands nicht gerecht werde und 
— Ein tragiſcher Vorfall trug ſich Sonntag man in Konſtanttnopel ausweiche, diejenigen Punkte 
Nachmittags im Wiener allgemeinen Krankenhauſe zu regeln, welche für eine unmittelbare Vereinbarung 
zu. In der chixurgſſchen Abtheilung des Profeſſors mit Rußland in dem Berliner Vertrage offen gelaſſen 
Billroth lag Karl Rucka, der eilfjährige Sohn der] worden ſeien. 
Diurniſtens⸗Gattiu Anna Rucka, an Beinfraf. Die in Petersburg verbreitete Verfion, wonach 
Die Aerzte hatten dem Knaben jede Hoffnung ab. Graf Schuwaloff der Ueberbringer eines Handſchrei⸗ 
geſprochen und nur in einer Amputation das einzige bens des Kaiſers Alexander an den Kalſe. Franz 
Mittel erblickt, um das Leben zu erhalten. Der Joſef fein ſolle, bedarf der Beſtätigung. 
Knabe ſträubte ſich gegen die Amputation und er⸗ Veit, 13. November. Graf Andrafſy ſtattete 
klärte, lleber ſterben zu wollen. Daſſelbe ſagte er beute dem Grafen Schuwaloff einen Beſuch ab. 
einer Mutter, die ihn gestern beſuchte. Die Mut- Heute Nachmittag um 2 Uhr war Graf Schuwaloff 
ter, die ſich, da ihr Mann ſeit acht Tagen ver- zu einer Pitvataudienz bei dem Kaiſer beſchieden. 
ſchollen iſt, in den deſprrateſten Verhältniſſen be⸗ Paris, 13. November. Die Tonfervativen. 
findet, tröſtete das Kind. Sie weinte heftig und Journale veröffentlichen das Manifeft der Parteien 
nach einer Pauſe — als die Wärterin das Zimmer] der Rechten an die für die Senatorwaslen gewählten 
verlaſſen hatte, zog ſie eine Flaſche hervor und Delegirten. Das Manifest weiſt auf die revolutionä⸗ 
forderte ihr Kind auf, die in derſelben enthaltene ren Tendenzen der radikalen Partei hin und er⸗ 
Flüſſigteit zu trinen. Das Kind trank und war mahnt angeſichts derſelben die konſervativen Parteien 
in wenigen Sekunden, unter Symptomen fürchter⸗ zur Einigkeit. 
licher Schmerzen — todt. Die Flaſche hatte Laugen⸗ Paris, 13. November. Wie die „Agence 
eſſenz enthalten. Als die Mutter nunmehr ihr Havas“ erfährt, hat der ruſſiſche Botſchafter Fürſt 
Kind entſcelt ſah, nahm fie ihm die Flaſche aus Orloff in Folge der von der franzöſiſchen Regierung 
der erſtarrten Hand und trank gleichfalls. In dem zu Gunſten Griechenlands unternommenen Schritte 
Augenblicke, als auch fie das Gift nahm, kam die dem Minifter Waddington gegenüber die Erklärung 
Wärterin zurück. Jetzt ließ die unglückliche Frau abgegeben, daß die ſtrikte Ausführung des Berliner 
die Faſche fallen und ſank zuſammen. Sie wurde Vertrages die Baſis der gegenwärtigen Politik Ruß⸗ 
ſchwer verlegt in ein Zimmer des allgemeinen Kran- lands bilde. Die franzöſſſche Regierung könne bei 
kenhauſes gebracht. Ueber das Motiv dieſes Mordes ihren Schritten im Intereſſe Griechenlands auf die 
und Selbſtmordverſuches gab fie an, daß fle den Mitwirkung Rußlands rechnen. Der ruſſiſche Bot⸗ 
Zuſtand ihres Kindes nicht länger mit anſehen] ſchafter in Konſtantinopel Fürſt Lobanoff habe be⸗ 
konnte, und daß fie, da auch ihr Mann fie ver- reits Inſtruktionen in dieſem Sinne erhalten. 
laſſen, vereint mit dem Kinde aus dem Leben London, 13. November. Der von der Pforte 
ſcheiven wollte. an Stelle des Lapard'ſchen Reformprojekts ausgear⸗ 
beitete Entwurf für die in Kleinaſten einzuführen ⸗ 
Literariſches. den Reformen 555 wegen der damit verbundenen 
— In der Vergrößerung des Rauminhaltes Gewerbehalle. Bei Engelhorn in Stuttgart Koſten vorläufig erſt far einzelne Provinzen in 
0 0 erſcheint die Gaben e Organ für den Fortſchritt Geltung treten. Erſt ſpäter wenn ſich der Verſuch 
in allen Zweigen der Kunſtinduſtrie von Schill. bewährt haben wird und auch der türkiſche Staats⸗ 
Schon oft haben wir auf dies ausgezeichnete Werk ſchatz über reichlichere Mittel verfügt, ſollen die 
aufmerkſam gemacht, welches in Folio die trefflichſten[ Reformen in allen Provinzen zur Einführung ge⸗ 
Vorbilder für alle Zweige der Kunſtinduſtrie bringt langen f 
und wahrhaft künſtleriſch ausgeſtattet iſt. Auch die Waſhington, 13. November. Geſtern fand 
neueſten uns vorliegenden Hefte find wieder von ein Kabinetsrath ſtatt, in welchem der Staatsſekre⸗ 
großem künſtleriſchem Werthe und werden gewiß tär Evarts mehrere Depeſchen des amerikaniſchen 
zu künſtleriſchen Produktionen vielſeitig anregen. Geſandten in London, Welſh, mittheilte, die ih, 
Neiyort, 12. November. Eine von den auf die Hauptpunkte der Antwort Lord Salisbury's 
Vertretern von etwa 50 Banken abgehaltene Ver- in der kanadiſchen Fiſcherei⸗Angelegenheit beziehen. 


aus 


Provinzte les. 

Stettin, 14. November. Eine Provinzialfadt 
hatte „die Beamten zu den Armen- und Ein⸗ 
quartierungslaſten mit ihrem ganzen Dienflein- 
kommen veranlagt. Dieſelben führten hiergegen Be⸗ 
ſchwerde, indem ſie behaupteten, daß die betreffeuden 
Laſten kommunaler Natur ſeien und fle deshalb 
hierzu nur mit der Hälfte ihres Dienſteinkommens 
veranlagt werden können. Die betreffende könig⸗ 
licht Regierung hat nun eine Verfügung dahin er⸗ 
laſſen, daß die Beſchwerde in Betreff der Heran⸗ 
ziehung zu den „Acmenlaſten“ für begründet erachtet 
ſei. Ueber die „Einquartierungskoſten“ iſt noch keine 
Entſcheidung getroffen. ; 

— Zum Beſten der Abgebraunten auf der 
Oberwiek wird im Laufe der nächſten Woche in dem 
von Herrn Devantier freundlichſt zur Verfü⸗ 
gung geſtellten Bellevue⸗Theater eine zweite „Dilet⸗ 
tanten⸗Vorſtellung“ ſtattfinden. Zur Aufführung 
gelangen „Ludwig Devrient“ oder die Macht des 
Genies“, Charakterbild in einem Akt, und die Ope⸗ 
rette „Flotte Burſche“. 

— Zum Beſten der nothleidenden Abgebrann⸗ 
ten auf der Oberwiek veranſtalteten geſtern der 
„Stettiner Geſang⸗Verein“ und der „Beamten⸗Or⸗ 
cheſter⸗Verein“ unter Mitwirkung des Herrn Direktors 
Kabiſch und der Sängerin Frl. H. Boldt 
im Bellevue⸗Theater ein großes Inſtrumental⸗ und 
Vokal⸗Konzert, welches ſich eines vollſtändig n Er⸗ 
folges zu erfreuen hatte. Das Programm war ein 
äußerſt reichhaltiges und ſorgfältig gewähltes. Zur 
Aufführung kam zunächſt durch den „Beamten⸗Or⸗ 
cheſter⸗Verein“, unter der tüchtigen Leitung ſeines 
Dirigenten, Herrn Höhne, „Meeresſtille und 
glückliche Fahrt“ von Mendelsſohn, welches in jeder 
Weiſe korrekt geſpielt wurde. Dieſer Verein brachte 
außer der Ouverture zu „Johann von Paris“ von 
Boildien und dem „Großen Triumph⸗Marſch“ von 
Schulz⸗Schwerin, auch Haydn's „G-Dur Sympho⸗ 
nie“ zum Vortrag, welche, ganz vortrefflich ausge⸗ 
führt, auch diesmal ihres vollen Eindrucks auf die 
Zuhörerſchaft nicht verfehlten. Der „Stetliner Ge⸗ 
ſang⸗Verein“ (Dirigent Herr Hart) bewährte wie⸗ 
derum ſeinen alten Ruf und befrievigte allgemein, 
beſonders hervorzuheben iſt die letzte Nummer „Df- 
fan’, Chor von J. Beſchnitt, welche von dem 
Komponiſten ſelbſt geleitet, reichen Beifall erntete 
und ſtürmiſch da capo verlangt wurde. Herr Di⸗ 
rektor Kabijch unterſtützte durch den gefühlvollen 
Vortrag mehrere Lieder von Laſſen, Rubinſtein, 
Franz und Schumann, während Frl. Boldt eine 
Roſſiniſche Arie und zwei Lieder von Hart- 
mann mit tiefer Innigkeit ſang und reichen Beifall 
fand. Mit Rückficht auf den guten Zweck wäre 
ein zahlreicherer Beſuch erwünſcht geweſen. 


Vermiſchtes. 


eines zur Bemaiſchung deklarirten Bottichs 
durch einen die übergährende Maiſche zurückhaltenden 


nals vom 17. Oktober d. J., eine nach der Aller⸗ 
höchſten Kabinets⸗Ordre vom 10. Iinuar 1824 
ſtrafbare Einmaiſchung zu finden. 

— Die Frage der Reorganiſation des Lehr⸗ 
unterrichts auf den höheren Unterrichtsanſtalten ſteht 
bekanntlich ſeit langer Zeit auf der Tagesordnung. 
Jetzt verlautet, daß die Unterrichtsverwaltung fol- 
gende Dritttheilung der höheren Unterrichtsanſtalten 
ins Leben treten laſſen will: 1) Humaniſtiſche 
Gymnaſien, gleichgeftellt den heutigen Gymnaſien, 
mit etwas größerer Berückſichtigung der Mathematik 
und Naturwiſſenſchaften und mit der Berechtigung 
zu jedem Studium auf allen Hochſchulenz 2) Real- 
Gymaaſten, gleich den jetzigen Realſchulen 1. Ord⸗ 
nung mit Verſtärkung des lateiniſchen Unterrichts in 


Beſchleunigung der Wiederaufnahme der Baarzah⸗ die Entſcheidung der ſchiedsrichterlichen Komm eſſton 
lungen angenommen und verſchiedene die Erreichung zu Halifax dem Waſhingtoner Vertra e entſpreche. 
dieſes Zieles bezweckende Maßnahmen beſchloſſen. Es heißt, daß die Regierung der vereinigten Stan- 7 

Dem Vernehmen nach ſoll auf die vom Staats⸗ ten die ihr von dem Schiedsgerichte zur Zahlung 
ſekretär des Aeußern, Ewarts, in der Fiſchereifrage auferlegten 5,000,000 Doll. am 23. Dezember cr. 
an die engliſche Regierung gerichtete Depeſche ge⸗ entrichten werde. 


ſammlung hat mehrere Reſolutionen zu Gunſten der Lord Salisbury hält in feiner Antwort aufrecht, daß 


